
 
Berichtsantrag  
der Abg. Dr. Spies, Decker, Frankenberger, Gnadl, 
Grumbach, Merz, Müller (Schwalmstadt), Roth (SPD) 
und Fraktion 
betreffend Verordnung über die staatliche Anerkennung 
 
 
 
Die Verordnung über die staatliche Anerkennung von Sozialarbeiterinnen 
und Sozialarbeitern, Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen sowie Heil-
pädagoginnen und Heilpädagogen wird Ende 2010 auslaufen. In diesem 
Zusammenhang soll auch das Gesetz über die staatliche Anerkennung von 
Sozialarbeitern und Sozialpädagogen novelliert werden. 
 
Die Landesregierung wird ersucht, im Ausschuss für Arbeit, Familie und 
Gesundheit sowie im Ausschuss für Wissenschaft und Kunst über folgenden 
Gegenstand zu berichten: 
 
1. Wie weit ist der Verfahrensstand der Novelle des Gesetzes? 
 
2. Gibt es Bestrebungen, die angeleitete Praxistätigkeit in von Hoch-

schulen und Behörden anerkannten Einrichtungen auf 100 Tage zu 
reduzieren? 

 
3. Wie wird die Liga der freien Wohlfahrtsverbände einbezogen? 
 
4. Wann wird der Landesjugendhilfeausschuss am Verfahren beteiligt? 
 
5. Ist vorgesehen, den Arbeitskreis der Jugendamtsleiter und der Sozial-

amtsleiter in den Prozess einzubinden? 
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 29. 04. 2010 
Dem Ausschuss für 

Arbeit, Familie und Gesundheit und 
dem Ausschuss für Wissenschaft und Kunst 

überwiesen 

18. Wahlperiode 
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